
Nach den Wahlerfolg der LINKEN
in Thüringen mit nunmehr drei
Landrätinnen, einer Oberbürgermei-
sterin und einem Bürgermeister, die
mit Petra Enders, Birgit Keller, Mi-
chaele Sojka, Katja Wolf und Ralf
Hauboldt aus den Reihen der Abge-
ordneten der Landtagsfraktion
kommen, und den für sie neu in die
Linksfraktion eingezogenen Abge-
ordneten Dr. Johanna Scheringer-
Wright, Diana Skibbe, Ralf Kalich,
Maik Nothnagel und Dirk Möller,
traf sich die Fraktion am 4. Juli zu
einer Klausurtagung sowie zur Neu-
wahl des Vorstandes.

„Das klare Ergebnis spricht für ein
hohes Maß an Vertrauen in die Arbeit
der Fraktionsspitze, für das ich mich
herzlich bedanke“, sagte Bodo Rame-
low, wiedergewählter Vorsitzender,
nach der Wahl. Das deutliche Votum
der Abgeordneten sei eine „Bestäti-
gung für den politischen Kurs der Frak-
tion auch mit Blick auf 2014“.

Neben Bodo Ramelow wurden Mar-
tina Renner als Fraktionsvize und An-
dré Blechschmidt als Parlamentari-
scher Geschäftsführer bestätigt. „Wir
wollen an die Erfolge der Kommunal-
wahl anknüpfen und gemeinsam mit
den neu hinzugekommenen Landtags-
abgeordneten im Sinne von ,Links
wirkt' kraftvoll für einen Politikwechsel
in Thüringen kämpfen. Dabei konzen-
trieren wir uns auf solche Zukunftsthe-
men, wie sozial-ökologische Energie-
wende, bürgernahe Funktional-, Ver-
waltungs- und Gebietsreform sowie ein
modernes Bildungskonzept.“

Crossover-Diskussion 

„Die Menschen in Thüringen haben
keine Koalition im Dauerstreit verdient,
die an zentralen Aufgaben scheitert.
DIE LINKE steht bereit, die abgewirt-
schaftete Regierung abzulösen!“, be-
tonte Bodo Ramelow.

In einem zweiten Teil der Klausurbe-
ratung zusammen mit den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern wurde über
die politischen Schwerpunkte der Frak-
tion intensiver beraten, die in den
nächsten Wochen in Arbeitsgruppen
und den Ressorts Gegenstand der Dis-
kussion sein werden. Es gehe um „Ide-
en, wie ein Zukunftsplan für Thüringen
entwickelt werden kann“, sagte Bodo
Ramelow und sprach von einer not-
wendigen Crossover-Diskussion. Knut
Korschewsky bezeichnete die anste-
henden Aufgaben mit den Schwer-
punktthemen bis zum Ende der Legis-
laturperiode als „wichtige Vorarbeit in

Richtung eines künftigen Wahlpro-
gramms“. Dabei werde das vorliegen-
de Papier „Thüringen 2020“ entspre-
chend evaluiert.

In der Diskussion wurde als ein Poli-
tikschwerpunkt das Themenfeld „Gute
Arbeit, soziale Sicherheit, sozial-ökolo-
gischer Umbau sowie Inklusion und
Barrierefreiheit“ stärker herausgear-
beitet. Dieser Schwerpunkt tritt zu den
bereits in den Vorüberlegungen ge-
nannten Themenbereichen explizit hin-

giert als Sprecher für Erwachsenen-
und Lehrerbildung, er ist zugleich stell-
vertretender Vorsitzender des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft
und Kultur. Johanna Scheringer-Wright
ist Sprecherin für Landesentwicklung
und ländliche Räume sowie landwirt-
schaftspolitische Sprecherin, sie ge-
hört den Ausschüssen für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz (dieser wird geleitet vom LIN-
KEN Landtagsabgeordneten und nun-

Einen Zukunftsplan für
Thüringen entwickeln

Es ist ein „absolutes Muss“, dass
die Thüringer Landesregierung im
Bundesrat das neue Melderecht
des Bundes ablehnt. Der Paragraf
44 ermöglicht es Adresshändlern,
Inkassofirmen oder der Werbewirt-
schaft, umfassend Daten aus den
amtlichen Registern abzugreifen. 

Das moderne Datenschutzrecht
verlangt, dass Betroffene zur Wei-
tergabe ihrer Daten grundsätzlich
ausdrücklich zustimmen müssen,
dem widerspricht die im Bundestag
abgestimmte Regelung eindeutig.
Um diese Forderung zu bekräftigen,
wird die Thüringer Landtagsfraktion
DIE LINKE im Juli-Landtagsplenum
einen entsprechenden Entschlie-
ßungsantrag zur Abstimmung stel-
len.

Der Entschließungsantrag stellt
eine Ergänzung zum Antrag der LIN-
KE-Fraktion zu praktischen Konse-
quenzen aus dem aktuellen Tätig-
keitsbericht des Thüringer Daten-
schutzbeauftragten dar. Dieser An-
trag sollte schon im vergangen Ple-
num des Landtags im Juni beraten
werden, war aber wegen Zeitman-
gel verschoben worden. Der aktuel-
le Entschließungsantrag zum Bun-
desmeldegesetz  und der Antrag
zum Thüringer Datenschutzrecht
machen beide deutlich, dass zum
Schutz des Grundrechts auf infor-
mationelle Selbstbestimmung, wie
es vom Bundesverfassungsgericht
entwickelt wurde und auch in der
Thüringer Verfassung verankert ist,
kein Weg an strikten Zustimmungs-
regelungen vorbeiführt. 

Besonders skandalös an der Bun-
destagsentscheidung ist, dass sich
ein Parlament zum Gesetzeshand-
langer von mehr oder weniger du-
biosen Wirtschaftsinteressen von
Adresshändlern macht und so
staatliche Behörden in eine den pri-
vaten Profitinteressen von Unter-
nehmen dienende Funktion drängt.
Mehr entmündigender Lobbyismus
geht wohl kaum, das beschädigt
letztendlich Grundrechte und De-
mokratie.

Im Übrigen muss auch überprüft
werden, ob die Bundestagsent-
scheidung überhaupt rechtlich ver-
bindlich zustande gekommen ist,
denn nach übereinstimmenden Me-
dienberichten sind viel weniger als
die für die Beschlussfähigkeit des
Bundestages notwendigen Abge-
ordneten anwesend gewesen.

Sabine Berninger ist justizpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE und Mitglied im Landesda-
tenschutzbeirat

Absolutes Muss

von Sabine Berninger

Klausurtagung der Linksfraktion beriet die Vorhaben und wählte neuen Vorstand
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mehrigen umweltpolitischen Sprecher
Tilo Kummer) sowie dem Ausschuss
für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr an. Ralf Kalich übernimmt in der
Fraktion die Funktion des haushaltspo-
litischen Sprechers, er ist zudem Mit-
glied im Haushalts- und Finanzaus-
schuss, der bekanntlich für die LINKE
vom Abgeordneten Mike Huster (fi-
nanzpolitischer Sprecher) geleitet
wird. 

Maik Nothnagel ist vermutlich bun-
desweit der erste inklusionspolitische
Sprecher. „Inklusion bedeutet, dass
kein Mensch ausgeschlossen, ausge-
grenzt oder an den Rand gedrängt wer-
den darf. Als Menschenrecht ist Inklu-
sion unmittelbar verknüpft mit den An-
sprüchen auf Freiheit, Gleichheit und
Solidarität. Damit ist Inklusion sowohl
ein eigenständiges Recht, als auch ein
wichtiges Prinzip, ohne dessen Anwen-
dung die Durchsetzung der Menschen-
rechte unvollständig bleibt.“ (Online-
Handbuch). Maik Nothnagel ist Mit-
glied im Gleichstellungsausschuss.

Diana Skibbe, die Mitglied im Peti-
tonsausschuss ist, übernimmt verant-
wortlich das Politikfeld Petitionen und
Bürgeranliegen und damit eine sehr
weit gefächerte inhaltliche Arbeit nahe
an den Bürgern.

zu und unterstreicht, was neben dem
ebenfalls übergreifenden Schwerpunkt
„Demokratie und Bürgerbeteiligung“
die Grundsätze der politischen Arbeit
der Linksfraktion  bestimmt. Als inhalt-
liche Schwerpunkte der Fraktion mit
Blick auf das Jahr 2014 waren zudem
auf der Klausurberatung diskutiert
worden: Landesentwicklung, Mobilität
und Landesplanung, der große Bereich
der Bildung mit der „komplexen Dar-
stellung eines bildungspolitischen Kon-
zepts“ sowie die Problematik Haus-
halt/Schuldenbremse/Kommunalfi-
nanzen.

Neubesetzung von Funktionen

Im Ergebnis der Klausurtagung wa-
ren auch die Sprecherfunktionen der
Landtagsabgeordneten sowie ihre Mit-
gliedschaft in den Fachausschüssen
teilweise neu bestimmt worden. Sabi-
ne Berninger ist jetzt justizpolitische
Sprecherin der Fraktion (und weiterhin
migrations- und integrationspolitische
Sprecherin), sie übernimmt den der
LINKEN zustehenden Vorsitz des Ju-
stiz- und Verfassungsausschusses des
Landtages. Susanne Hennig ist nun-
mehr bildungspolitische Sprecherin
der Linksfraktion und Dirk Möller fun-
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Gratulation für den wiedergewählten Vorstand der Landtagsfraktion die LINKE. Im
Foto (v.l.): Andrè Blechschmidt, Parlamentarischer Geschäftsführer, Bodo Rame-
low, Fraktionsvorsitzender, Dr. Birgit Klaubert, Landtagsvizepräsidentin, Martina
Renner, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und MdL Knut Korschewsky, Thü-
ringer Landesvorsitzender der LINKEN.


